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 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  848.  Sitzung  am  10.  Oktober
 2008  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel  1 Nr.  1 (§  3 Nr.  39 EStG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren  zu  prüfen,  ob  die  steuerliche  Förderung  der  Mitarbei-
 terkapitalbeteiligung  auch  dann  gewährt  werden  kann,
 wenn  sie  nicht  allen  Beschäftigten,  sondern  nur  einer
 Beschäftigtengruppe,  die  zuvor  nach  objektiven  Krite-
 rien einheitlich festgelegt worden ist, gewährt wird.

 B e g r ü n d u n g

 Die  im  Gesetzentwurf  vorgesehene  Neuregelung  des  §  3
 Nr.  39  EStG  legt  die  Voraussetzungen  für  die  steuer-
 begünstigte  Überlassung  bestimmter  Beteiligungen  am
 Unternehmen  des  Arbeitgebers  fest.  Nach  Satz  2  Buch-
 stabe  b  muss  die  Beteiligung  allen  Beschäftigten  des  Un-
 ternehmens offen stehen.

 Zur  Erreichung  des  Ziels  einer  Ausweitung  der  Mitarbei-
 terkapitalbeteiligung  ist  es  jedoch  sinnvoll,  in  begründe-
 ten  Fällen  eine  Differenzierung  hinsichtlich  einzelner
 Gruppen  von  Beschäftigten  eines  Unternehmens  zu-
 zulassen.  Eine  Öffnung  der  steuerlichen  Förderung  der
 Mitarbeiterkapitalbeteiligung  erscheint  unter  der  engen
 Voraussetzung  einer  vorherigen  Festlegung  objektiver
 Kriterien  sachgerecht.  Dadurch  wäre  es  weiterhin  mög-
 lich,  eine  Beteiligung  am  arbeitgebenden  Unternehmen
 etwa  in  Abhängigkeit  zur  Betriebszugehörigkeit  zu  ge-
 währen.

 Damit  würde  auch  an  das  Ergebnis  der  von  den  Koali-
 tionsparteien  eingesetzten  gemeinsamen  Arbeitsgruppe
 angeknüpft,  die  gefordert  hat,  dass  das  Angebot  zur  Be-

 teiligung  am  Unternehmen  grundsätzlich  allen  Beschäf-
 tigten offen stehen muss.

 2.  Zu Artikel  1 Nr.  3 (§  52  Abs.  35 EStG)

 In Artikel  1 Nr.  3 ist §  52 Abs.  35 wie folgt zu fassen:

 „(35)  §  19a  in  der  am  31.  Dezember  2008  geltenden
 Fassung  ist  weiter  anzuwenden,  wenn  auf  Grund  einer
 am  31.  Dezember  2008  bestehenden  Vereinbarung  ein
 Anspruch  auf  die  unentgeltliche  oder  verbilligte  Über-
 lassung  einer  Vermögensbeteiligung  besteht  und  der  Ar-
 beitgeber  bei  demselben  Arbeitnehmer  im  Kalenderjahr
 nicht §  3 Nr.  39 anzuwenden hat.“

 B e g r ü n d u n g

 Der  Gesetzentwurf  sieht  neben  der  deutlichen  Erhöhung
 des  Freibetrags  für  die  unentgeltliche  oder  verbilligte
 Überlassung  von  Vermögensbeteiligungen  auch  eine
 zielgenauere  Ausgestaltung  der  Förderung  vor.  Um  lau-
 fende  Beteiligungsprogramme  nicht  schlechter  zu  stel-
 len,  ist  die  Bestandsschutzregelung  in  §  52  Abs.  35
 EStG-E zu modifizieren.

 3.  Zu  Artikel  2  Nr.  3  Buchstabe  a  (§  13  Abs.  1  5.  VermBG)

 Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen:

 ,a)  In  Absatz  1  wird  Satz  2  durch  folgenden  Satz  er-
 setzt:

 „Diese  beträgt  20  000  Euro  oder  bei  einer  Zusam-
 menveranlagung  von  Ehegatten  nach  §  26b  des  Ein-
 kommensteuergesetzes 40  000 Euro.“‘

 B e g r ü n d u n g

 Im  Rahmen  des  Gesetzes  zur  steuerlichen  Förderung  der
 Mitarbeiterkapitalbeteiligung  soll  die  für  die  Arbeitneh-
 mer-Sparzulage  maßgebliche  Einkommensgrenze  auf
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20  000  bzw.  40  000  Euro  angehoben  werden.  Dies  soll
 jedoch  nur  für  Vermögensbeteiligungen  am  Unternehmen
 des  Arbeitgebers  (betriebliche  Beteiligung)  und  Vermö-
 gensbeteiligungen  an  anderen  Unternehmen  (außerbe-
 triebliche  Beteiligungen)  gelten.  Die  Einkommensgrenze
 bei  den  Anlagen  nach  dem  Wohnungsbau-Prämiengesetz
 und  anderen  wohnungswirtschaftlichen  Verwendungen
 bliebe demnach unverändert.

 Eine  derartige  Ungleichbehandlung  ist  nicht  gerechtfer-
 tigt.  Sie  würde  zudem  zu  einer  unnötigen  Komplizierung
 führen.  Im  Übrigen  ist  eine  Förderung  wohnungswirt-
 schaftlicher  Zwecke  angesichts  der  angespannten  Lage
 im  Bausektor,  der  nach  wie  vor  geringen  Eigentumsquote
 in  Deutschland  und  des  auf  die  Wohnungseigentümer
 zukommenden  Sanierungsbedarfs  ebenso  dringlich,  wie
 die  Förderung  von  Unternehmensbeteiligungen.  Vor  dem
 Hintergrund  des  erst  kürzlich  verabschiedeten  Eigen-
 heimrentengesetzes  sollte  eine  Schlechterstellung  jenes
 Sektors vermieden werden.

 4.  Zu Artikel  3 Nr.  5 (§  90m InvG)

 Bei  Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen  ist  eine
 steuerliche  Förderung  nur  gerechtfertigt,  wenn  die  Anla-
 gegrenzen  des  §  90m  InvG-E  nachhaltig  eingehalten
 werden.  Nur  dann  kann  der  im  Förderkonzept  vorausge-
 setzte  hinreichende  Bezug  zum  arbeitgebenden  Unter-
 nehmen  sichergestellt  werden.  Deshalb  muss  die  Verlet-
 zung  der  Anlagegrenzen  –  nach  dem  Vorbild  der
 entsprechenden  Regelungen  im  REIT-Gesetz  –  sachge-
 recht sanktioniert werden.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Gesetzentwurf  sieht  neben  der  Förderung  der  direk-
 ten  Mitarbeiterbeteiligung  am  arbeitgebenden  Unterneh-
 men  eine  Förderung  spezieller  Mitarbeiterbeteiligungs-
 fonds  vor.  Fördervoraussetzung  ist  auch  hier  ein  hin-
 reichender  Bezug  zum  arbeitgebenden  Unternehmen.
 Dahinter  steht  die  Überlegung,  dass  betriebliche  Betei-
 ligungen  insbesondere  in  Bezug  auf  Leistungsbereit-
 schaft  und  Verantwortungsbewusstsein,  Mitarbeiterbin-
 dung  und  -gewinnung,  Produktivität  des  Unternehmens
 sowie  Liquidität  und  Kapitalstruktur  des  Arbeitgebers
 deutliche  Vorteile  gegenüber  der  außerbetrieblichen  Be-
 teiligung aufweisen.

 Dem  Spannungsverhältnis  zum  Grundsatz  der  Risiko-
 mischung  soll  bei  den  Mitarbeiterfonds  durch  besondere
 Anlagegrenzen  Rechnung  getragen  werden.  Der  Gesetz-
 entwurf  sieht  in  §  90m  Abs.  2  InvG-E  hierzu  unter  ande-
 rem  vor,  dass  nach  Ablauf  einer  zweijährigen  Anlauf-
 phase  (§  90n  InvG-E)  mindestens  75  Prozent  der  Fonds-
 mittel  (unmittelbar  oder  mittelbar)  in  nicht  börsennotierte
 Unternehmen  investiert  werden,  die  ihren  Mitarbeitern
 freiwillige  Leistungen  zum  Erwerb  von  Anteilen  des  Mit-
 arbeiterbeteiligungs-Sondervermögens gewähren.

 Der  erforderliche  hinreichende  Bezug  zum  arbeitgeben-
 den  Unternehmen  kann  dabei  aber  nur  sichergestellt
 werden,  wenn  die  Nichteinhaltung  der  Anlagegrenzen
 sachgerecht  sanktioniert  wird.  Das  bloße  Anstreben  der
 Wiedereinhaltung  der  Grenzen,  das  nach  §  90m  Abs.  5
 InvG-E  zudem  mit  den  Interessen  der  Anleger  abgewo-
 gen  werden  soll,  wird  dem  nicht  annähernd  gerecht.  Es

 bedarf  daher  einer  sachgerechten  Sanktionsregelung  ent-
 sprechend  den  Regelungen  des  REIT-Gesetzes.  Diese
 sehen  bei  Nichteinhaltung  von  Anlagegrenzen  (Straf-)
 Zahlungen  vor.  Deren  Höhe  sollte  sich  bei  Mitarbeiter-
 beteiligungs-Sondervermögen  am  Umfang  des  abgaben-
 rechtlichen Vorteils der Arbeitnehmer orientieren.

 5.  Zu Artikel  4 (Inkrafttreten)

 In  Artikel  4  ist  die  Angabe  „1.  April  2009“  durch  die
 Angabe „1. Januar 2009“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  dem  Regierungsentwurf  soll  das  Gesetz  zum
 1.  April  2009  in  Kraft  treten.  Um  die  mit  einem  unterjäh-
 rigen  Inkrafttreten  verbundenen  Verkomplizierungen  zu
 vermeiden,  ist  als  Inkrafttretenszeitpunkt  der  1.  Januar
 2009 vorzusehen.

 Gegenäußerung der Bundesregierung

 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  steuerlichen
 Förderung  der  Mitarbeiterkapitalbeteiligung  (Mitarbeiter-
 kapitalbeteiligungsgesetz) wie folgt:

 Zu Nummer  1

 Zu Artikel  1 Nr.  1  (§  3 Nr.  39 EStG)

 Nach  Ansicht  der  Bundesregierung  soll  die  Förderung  der
 Mitarbeiterkapitalbeteiligung  nicht  steuerbegünstigt  sein,
 wenn  sie  nicht  allen  Beschäftigten,  sondern  nur  einer  Be-
 schäftigtengruppe  gewährt  wird.  Eine  Differenzierung  in
 dem  Sinne,  dass  zum  Beispiel  nur  leitende  Angestellte  eine
 Vermögensbeteiligung  erhalten,  soll  ausgeschlossen  sein.
 Der  Gesetzentwurf  lässt  jedoch  eine  Differenzierung  nach
 objektiven  Zugangskriterien,  zum  Beispiel  einer  Mindest-
 betriebszugehörigkeit,  zu,  sofern  sie  sachlich  gerechtfertigt
 sind  und  für  alle  Beschäftigtengruppen  gleichermaßen  gel-
 ten.

 Zu Nummer  2

 Zu Artikel  1 Nr.  3  (§  52 Abs.  35 EStG)

 Die  Bundesregierung  lehnt  eine  stichtagsbezogene  Be-
 standsschutzregelung  zum  31.  Dezember  2008  ab,  denn
 diese  steht  in  Zusammenhang  mit  einem  rückwirkenden
 Inkrafttreten  zum  1.  Januar  2009.  Ein  Inkrafttreten  zum
 1.  Januar  2009  bringt  jedoch  gegenüber  dem  bisher  vorgese-
 henen  Inkrafttreten  zum  1.  April  2009  wegen  der  veranla-
 gungszeitraumbezogenen  Anwendung  des  §  3  Nr.  39  EStG
 i.  V. m. §  52 Abs.  1 EStG keine Vorteile (s. auch die Gegen-
 äußerung zu Nummer  5 [zu Artikel  4 – Inkrafttreten]).

 Im  Übrigen  lehnt  die  Bundesregierung  einen  Verzicht  auf
 die  im  Regierungsentwurf  enthaltene  Befristung  der  Weiter-
 geltung  des  §  19a  EStG  ab.  Die  im  Regierungsentwurf  vor-
 gesehene  Befristung  dient  der  Steuervereinfachung  und  dem
 Steuerbürokratieabbau.  Deshalb  soll  der  bisherige  §  19a
 EStG  auslaufen  und  nicht  zu  einer  „Ewigkeitsregelung“
 werden,  d.  h.  der  bisherige  §  19a  EStG  soll  nicht  auf  Dauer
 als  Alternative  zu  der  neuen  Steuerbegünstigung  des  §  3
 Nr.  39  EStG  bestehen  bleiben.  Den  Zeitraum  bis  Ende  2015
 hält  die  Bundesregierung  im  Übrigen  für  ausreichend,  um
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laufende  Beteiligungsprogramme  an  die  neuen  Rahmenbe-
 dingungen anzupassen.

 Zu Nummer  3

 Zu Artikel  2 Nr.  3 Buchstabe  a
 (§  13 Abs.  1 5.  VermBG)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Antrag  ab.  Mit  dem  Gesetz-
 entwurf  verfolgt  die  Bundesregierung  das  Ziel,  die  Mit-
 arbeiterkapitalbeteiligung  am  Unternehmen  des  Arbeitge-
 bers  zu  fördern.  Die  Förderung  der  Anlagen  nach  dem
 Wohnungsbau-Prämiengesetz  –  insbesondere  die  Anlagen
 in  Bausparverträge  –  und  die  wohnungswirtschaftlichen
 Verwendungen  (z.  B.  Entschuldung  von  Wohneigentum)
 bleibt  davon  unberührt,  wird  also  durch  die  verbesserte  För-
 derung der Vermögensbeteiligungen nicht verschlechtert.

 Zu Nummer 4

 Zu Artikel  3 Nr.  5  (§  90m InvG)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Antrag  ab.  Mitarbeiterbetei-
 ligungsfonds  unterliegen  wie  andere  Investmentfonds  nach
 dem  Investmentgesetz  der  Aufsicht  durch  die  Bundesanstalt
 für  Finanzdienstleistungsaufsicht  (BaFin).  Dies  unterschei-
 det  sie  von  REIT-Aktiengesellschaften,  die  keiner  derartigen
 Aufsicht  unterliegen.  Die  BaFin  kann  bei  Mitarbeiterbeteili-
 gungsfonds  –  wie  bei  anderen  Fonds  auch  –  das  gesamte  auf-
 sichtsrechtliche  Instrumentarium  bei  Verstößen  gegen  ge-
 setzliche  Vorschriften,  zum  Beispiel  dem  Nichteinhalten  der
 vorgeschriebenen  Anlagegrenzen,  einsetzen.  Dazu  gehören
 u.  a.  Sonderprüfungen,  Anordnungen  jeglicher  Art,  Verwar-
 nung  oder  Abberufung  von  Geschäftsleitern  sowie  letzt-
 endlich  der  Entzug  der  Geschäftserlaubnis.  Das  vorhandene
 aufsichtsrechtliche  Instrumentarium  im  Investmentgesetz
 beinhaltet  demnach  ausreichende  Kontroll-  und  Sanktions-
 möglichkeiten.

 Zu Nummer 5

 Zu Artikel  4  (Inkrafttreten)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Antrag  ab.  Allein  durch  die
 Veränderung  des  Zeitpunktes  des  Inkrafttretens  können  die
 Folgen  einer  unterjährigen  Änderung  nicht  verhindert  wer-
 den.  Für  eine  Berücksichtigung  der  Neuregelung  des  §  3
 Nr.  39  EStG  bereits  ab  1.  Januar  2009  beim  Lohnsteuer-
 abzug  durch  den  Arbeitgeber  müsste  das  Gesetz  vor  dem
 1.  Januar  2009  im  Bundesgesetzblatt  Teil  I  verkündet  sein.
 Dies  ist  jedoch  in  diesem  Gesetzgebungsverfahren  nicht
 vorgesehen.  Durch  die  veranlagungszeitraumbezogene  An-
 wendung  (§  52  Abs.  1  EStG)  kann  im  Übrigen  der  steuer-
 und  abgabenfreie  Höchstbetrag  von  360  Euro  auch  bei  dem
 vorgesehenen  Inkrafttreten  zum  1.  April  2009  in  voller
 Höhe  für  das  Kalenderjahr  2009  beansprucht  werden;  Nach-
 teile  bei  der  steuerlichen  Förderung  entstehen  insofern
 nicht.
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